
	[image: image1.jpg]



	

	
	EUROPÄISCHES PARLAMENT
	2014 – 2019


Plenarsitzungsdokument
<NoDocSe>A8-0014/2015</NoDocSe>
<Date>{28/01/2015}28.1.2015</Date>
<RefProcLect>***I</RefProcLect>
<TitreType>BERICHT</TitreType>
<Titre>über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über eine gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten Drittländern (Neufassung)</Titre>
<DocRef>(COM(2014)0323 – C8‑0014/2014 – 2014/0168(COD))</DocRef>
<Commission>{INTA}Ausschuss für internationalen Handel</Commission>
Berichterstatter: <Depute>Jarosław Wałęsa</Depute>
(Neufassung – Artikel 104 der Geschäftsordnung)
PR_COD_1recastingapp
	Erklärung der benutzten Zeichen

	
*
Anhörungsverfahren

***
Zustimmungsverfahren

***I
Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung)

***II
Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung)

***III
Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)
(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Entwurf eines Rechtsakts vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)



	Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts

	Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform
Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte gekennzeichnet. Textänderungen werden durch Fett- und Kursivdruck in beiden Spalten gekennzeichnet. Neuer Text wird durch Fett- und Kursivdruck in der rechten Spalte gekennzeichnet.
Aus der ersten und der zweiten Zeile des Kopftextes zu jedem der Änderungsanträge ist der betroffene Abschnitt des zu prüfenden Entwurfs eines Rechtsakts ersichtlich. Wenn sich ein Änderungsantrag auf einen bestehenden Rechtsakt bezieht, der durch den Entwurf eines Rechtsakts geändert werden soll, umfasst der Kopftext auch eine dritte und eine vierte Zeile, in der der bestehende Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene Bestimmung des bestehenden Rechtsakts angegeben werden.
Änderungsanträge des Parlaments in Form eines konsolidierten Textes
Neue Textteile sind durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet. Auf Textteile, die entfallen, wird mit dem Symbol ▌hingewiesen oder diese Textteile erscheinen durchgestrichen (Beispiel: „ABCD“). Textänderungen werden gekennzeichnet, indem der neue Text in Fett- und Kursivdruck steht und der bisherige Text gelöscht oder durchgestrichen wird.
Rein technische Änderungen, die von den Dienststellen im Hinblick auf die Erstellung des endgültigen Textes vorgenommen werden, werden allerdings nicht gekennzeichnet.



INHALT
Seite
5ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

BEGRÜNDUNG
7
ANLAGE: SCHREIBEN DES RECHTSAUSSCHUSSES
8
ANLAGE: STELLUNGNAHME DER BERATENDEN GRUPPE DER JURISTISCHEN DIENSTE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS, DES RATES UND DER KOMMISSION
10
VERFAHREN
11


ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS
zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über eine gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten Drittländern (Neufassung)
(COM(2014)0323 – C8‑0014/2014 – 2014/0168(COD))
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren – Neufassung)
Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (COM(2014)0323),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 207 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8‑0014/2014),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

–
unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 10. Dezember 2014
,

–
gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 über die systematischere Neufassung von Rechtsakten
,

–
unter Hinweis auf das Schreiben des Rechtsausschusses vom 13. November 2014 an den Ausschuss für internationalen Handel gemäß Artikel 104 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung,

–
gestützt auf die Artikel 104 und 59 seiner Geschäftsordnung,

–
unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für internationalen Handel (A8-0014/2015),

A.
in der Erwägung, dass der Vorschlag der Kommission nach Auffassung der beratenden Gruppe der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission keine anderen inhaltlichen Änderungen enthält als diejenigen, die im Vorschlag als solche ausgewiesen sind, und dass sich der Vorschlag in Bezug auf die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen der bisherigen Rechtsakte mit jenen Änderungen auf eine reine Kodifizierung der bestehenden Rechtstexte ohne inhaltliche Änderungen beschränkt;

1.
legt seinen Standpunkt in erster Lesung fest, indem es unter Berücksichtigung der Empfehlungen der beratenden Gruppe der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission den Vorschlag der Kommission übernimmt;

2.
fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3.
beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

BEGRÜNDUNG
Der Vorschlag der Kommission betrifft die Kodifizierung und Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 625/2009 über die gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten Drittländern. 

Nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wurde eine entsprechende Anpassung vorgenommen, in deren Rahmen die bis dahin im Bereich der Handelspolitik geltenden Komitologie- und Ad-hoc-Beschlussfassungsverfahren an das neue System der delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte angepasst wurden. Dies erfolgte mittels Omnibus I (Durchführungsrechtsakte) und Omnibus II (delegierte Rechtsakte), mit denen einige Verordnungen im Bereich des Handels geändert wurden, darunter auch die Verordnung (EG) Nr. 625/2009 vom 7. Juli 2009 über die gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten Drittländern.

Im Zuge der Anpassung entdeckte die Kommission einige Fehler, die es zu berichtigen galt. Es wurde für erforderlich gehalten, die Kodifizierung in eine Neufassung umzuwandeln, um einige inhaltliche Änderungen zu berücksichtigen. Insgesamt handelt es sich bei den Vorschlägen zum größten Teil um technische Korrekturen. Darüber hinaus sollen – wie im Rahmen von Omnibus I festgelegt – bestimmte Beschlüsse im Rahmen dieser Verordnung auf der Grundlage des Beratungsverfahrens und andere auf der Grundlage des Prüfverfahrens gefasst werden, was sich in dem Vorschlag niederschlägt.

Bezüglich des Geltungsbereichs sind in dem Vorschlag mögliche Schutz- und Überwachungsmaßnahmen für die Einfuhr von Waren vorgesehen, wobei die Regelung auch für Kohle- und Stahlerzeugnisse, jedoch nicht für Textilwaren gilt, welche Gegenstand einer Sonderregelung sind. Die Verordnung gilt nur für bestimmte Länder, nämlich Aserbaidschan, Belarus, Kasachstan, Nordkorea, Turkmenistan und Usbekistan. Der Schutzmechanismus wird in der Praxis selten genutzt. Die letzte Überwachungsmaßnahme, die für Stahlerzeugnisse galt, endete am 31. Dezember 2012. 

Die wichtigste Änderung im Rahmen der Neufassung betrifft die Aktualisierung des Anhangs dahingehend, dass Länder, die mittlerweile Mitglieder der Welthandelsorganisation sind (Armenien, Russland, Tadschikistan und Vietnam), von der Liste gestrichen werden.

Entsprechend diesen Erwägungen und auf der Grundlage der befürwortenden Stellungnahme des Rechtsausschusses empfiehlt der Berichterstatter, den Vorschlag der Kommission in der vorliegenden Fassung anzunehmen.

ANLAGE: SCHREIBEN DES RECHTSAUSSCHUSSES
Ref. D(2014)54273
Bernd Lange
Vorsitzender des Ausschusses für internationalen Handel
ASP 12G205
Brüssel
Betrifft:
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über eine gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten Drittländern (Neufassung)

(COM(2014)0323 – C8‑0014/2014 – 2014/0168(COD))
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
der Rechtsausschuss hat den oben genannten Vorschlag gemäß Artikel 104 der Geschäftsordnung des Parlaments („Neufassung“) geprüft.
Absatz 3 dieses Artikels hat folgenden Wortlaut: 

„Ist der für Rechtsfragen zuständige Ausschuss der Auffassung, dass der Vorschlag keine anderen inhaltlichen Änderungen bewirkt als diejenigen, die darin als solche ausgewiesen sind, unterrichtet er den in der Sache zuständigen Ausschuss darüber.
In diesem Falle sind – über die in den Artikeln 169 und 170 festgelegten Bedingungen hinaus – Änderungsanträge im in der Sache zuständigen Ausschuss nur dann zulässig, wenn sie Teile des Vorschlags betreffen, die Änderungen enthalten.
Beabsichtigt der in der Sache zuständige Ausschuss jedoch, gemäß Nummer 8 der Interinstitutionellen Vereinbarung, außerdem Änderungsanträge zu den kodifizierten Teilen des Vorschlags einzureichen, teilt er dem Rat und der Kommission unverzüglich seine Absicht mit. Die Kommission sollte dem Ausschuss vor der Abstimmung gemäß Artikel 58 ihren Standpunkt zu den Änderungsanträgen mitteilen und angeben, ob sie beabsichtigt, den Vorschlag für eine Neufassung zurückzuziehen.“
Entsprechend der Stellungnahme des Juristischen Dienstes, dessen Vertreter an den Sitzungen der beratenden Gruppe teilnahmen, die den Vorschlag für eine Neufassung geprüft hat, und im Einklang mit den Empfehlungen des Berichterstatters vertritt der Rechtsausschuss die Ansicht, dass dieser Vorschlag keine anderen inhaltlichen Änderungen enthält als diejenigen, die im Vorschlag als solche ausgewiesen sind, und dass sich der Vorschlag in Bezug auf die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen der bisherigen Rechtsakte mit diesen Änderungen auf eine reine Kodifizierung der bestehenden Rechtstexte ohne inhaltliche Änderungen beschränkt.
Abschließend beschloss der Rechtsausschuss in seiner Sitzung vom 11. November 2014 mit 19 Stimmen bei 2 Enthaltungen
, dem Ausschuss für internationalen Handel als dem federführenden Ausschuss zu empfehlen, den oben genannten Vorschlag gemäß Artikel 104 GO zu prüfen.
Mit vorzüglicher Hochachtung
Pavel Svoboda
Anlage: Stellungnahme der beratenden Gruppe
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Brüssel, den 18. September 2014
STELLUNGNAHME

FÜR
DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT


DEN RAT


DIE KOMMISSION
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über eine gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten Drittländern (Neufassung)
COM(2014)0323 vom 28.5.2014 – 2014/0168(COD)
Gemäß der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 28. November 2001 über die systematischere Neufassung von Rechtsakten, insbesondere deren Nummer 9, hat die beratende Gruppe aus Vertretern der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission am 10. Juli 2014 eine Sitzung abgehalten, in der u. a. der oben genannte, von der Kommission vorgelegte Vorschlag geprüft wurde.
In dieser Sitzung
 hat die beratende Gruppe bei der Prüfung des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 625/2009 des Rates vom 7. Juli 2009 über eine gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten Drittländern übereinstimmend festgestellt, dass der Vorschlag keine inhaltlichen Änderungen außer denjenigen enthält, die als solche ausgewiesen sind. In Bezug auf die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen des bisherigen Rechtsakts mit jenen inhaltlichen Änderungen kam die beratende Gruppe außerdem zu dem Schluss, dass sich der Vorschlag auf eine reine Kodifizierung ohne inhaltliche Änderungen des bestehenden Rechtstextes beschränkt.
F. DREXLER


H. LEGAL


L. ROMERO REQUENA
Rechtsberater


Rechtsberater


Der Generaldirektor
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